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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

6 - 74300- 2125/52 IV 


Bonn, den 18. August 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bundes- J agd gesetz 


Anbei übersende ich Abschrift meines Schreibens vom 13. August 
1952 - 6 - 74300 - 2125/52 IV - an den Vorsitzenden des Vermitt- 
lungsausschusscs des Deutschen Bundestages und des Bundesrates, 
Herrn Bundcstagsabgcordneien Kiesin ger, mit der Bitte um Kennt- 
nisnahme. 


Der Stellvertreter des Bundeskauzlers 
Blüdier 


Bundesrepublik Deutsdilard 
Der Bundeskanzler 

6 - 74300 - 2125/52 IV 


Bonn, den 13. August 1952 


Abschrift 


An den • 

V^orsitzenden des Veriiiittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates, 

Herrn Bundestagsabgeordneten K i e s i n g e r 
6 


Ich beehre mich mitzuteilen, daji die Bundesregierung beschlossen 
hat, hinsichtlich des vom Deutschen Bundestag in seiner 216. Sitzung 
am 29. Mai 1952 verabschiedeten, jedoch vom Bundesrat in seiner 
90. Sitzung am 30. Juli 1952 abgelehnten 

Bundes-Jagdgesetzes 

vorsorglich zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Art. 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage 
ergebenden Gründen einberufen wird. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
gez. Blücher 


I>Tudsi: Peter Meier, Bulsdorf-Sleigburg 
ijUletn-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 10 
und Wiesbaden, Nletzschestr. 1 



Bundesrepublik Deutsdiland 
Der Bundeskanzler 


Bonn, den 13. August 1952 


Abschrift 


Zusammenstellung der Gründe für die 
Einberufung des Vermittlungsausschusses 
hinsiditlieh des Bundes-Jagdgesetzes. 

1. § 7 Abs. 1 wird entgegen dem Vorschlag des Bundesrates nicht 
geändert. 

Begründung: Von dem Änderungsvorschlag wurde nur das Land 
Hessen betroffen, das die Mindestgröße für Eigenjagdbezirke 
grundsätzlich auf 100 ha festgesetzt hat. 

2. In § 15 Abs. 5 Satz 1 sollen entgegen dem Vorschlag des 
Bundesrates die folgenden Worte nicht gestrichen werden; 

„in der er ausreichende Kenntnisse in der Führung von Jagdwaffen, 
in der Behandlung des erlegten Wildes und in der jagdlichen 
Gesetzgebung nach weisen muß.” Es wird vorgeschlagen, hinter 
„Kenntnisse” einzufügen: „der jagdbaren Tiere”. 

3. § 21 Abs. 2 Satz 1 soll folgenden Wortlaut erhalten: 

„(2) Schalenwild (mit Ausnahme von Schwarzwild) sowie Auer- 
und Birkwild dürfen flur auf Grund und im Rahmen eines 
Abschußplanes erlegt werden, der von der zuständigen Behörde 
im Einvernehmen mit dem Jagdbeirat (§ 37) zu bestätigen oder 
festzusetzen ist. In gemeinschaftlichen Jagdbezirken ist der Abschuß- 
plan vom Jagdausübungsberechtigten im Einvernehmen r^^it dem 
Jagdvorstand aufzustellen. Das Nähere bestimmt die Landes- 
gesetzgebung.” 

Die Sätze 2 bis 6 des § 21 Abs. 2 werden gestrichen. 



